Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4157 


Mündlidier Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens 

- Nrn. 2962, zu 2962, 3595, 3652 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schneider 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle besdiließen : 

Der vom Bundestag in seiner 226. Sitzung am 18. Juli 1952 
verabschiedete Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Besdilüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Bundestag über die Änderun- 
gen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 5, März 1953 


Der Vermittlungsausschuß 

Kopf Dr. Schneider 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 


Änderungen 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Abwicklung und Entflechtung des ehemaligen 

reichseigenen Filmvermögens 


§ 6 erhält folgende Fassung: 
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Abwicklungsausschuß 

(1) Es wird ein Abwicklungsaus- 
schuß gebildet, dem angehören: 

a) der von der Bundesregierung er- 
nannte Vorsitzende, je ein Vertre- 
ter der Bundesminister der Finan- 
zen, für Wirtschaft, des Innern, für 
Vertriebene und für Angelegenhei- 
ten des Bundesrates, 

b) je ein Vertreter der Landesregie- 
rungen Bayern, Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen und 
Hamburg sowie unter der Voraus- 
setzung des § 23 des Senats von 
Berlin. 

(2) Der Abwicklungsausschuß faßt 
seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. 
Er ist besdilußfähig, wenn mindestens 
sechs Mitglieder anwesend sind. Im 
Falle der Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. Im 
übrigen regelt der Abwicklungsaus- 
schuß seine Geschäftsordnung selbst. 

(3) Mit beratender Stimme werden 
von dem Bundesminister für Wirt- 
schaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und im 
Benehmen mit den Landesregierungen 


Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Hamburg sowie 
unter der Voraussetzung des 5 23 mit 
dem Senat von Berlin vier Mitglieder 
ernannt, die erfahrene Kenner des 
Wirtschaftslebens oder Filmsadiver- 
ständige sein sollen, jedodi nicht Mit- 
glieder von gesetzgebenden Körper- 
schaften, von Regierungen oder Ange- 
hörige von Verwaltungen des Bundes 
oder der Länder sind.“ 

2. § 8 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. In § 21 Abs. 1 werden zur Klarstellung 
hinter dem Wort „Vermögensgegenstän- 
den“ eingefügt die Worte „vorbehaltlidi 
der Regelung im Absatz 2.“ 

4. § 23 erhält folgende Fassung: 
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Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
des § 13 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes (Drittes Überlei- 
tungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthalte- 
nen Ermächtigung erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes.“ 



